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Auszug aus dem „Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten“ (Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz – PsychKHG) 

 
§ 7 

Gemeindepsychiatrische Verbünde 

In den auf Ebene der Stadt- und Landkreise gebildeten Gemeindepsychiatrischen 
Verbünden schließen sich insbesondere Träger ambulanter, teilstationärer und 
stationärer Versorgungseinrichtungen und Dienste sowie Angebote der Selbst- und 
Bürgerhilfe zum Zwecke der Kooperation zusammen. Sie treffen hierzu eine 
schriftliche Kooperationsvereinbarung mit dem Ziel, im Rahmen ihrer 
Leistungsfähigkeit und in den von ihnen angebotenen Leistungsbereichen für 
Personen nach § 1 Nummer 1 eine möglichst bedarfsgerechte, wohnortnahe 
Versorgung zu erreichen. Die Gemeindepsychiatrischen Verbünde sollen mit 
Verbünden und Netzwerken aus anderen Bereichen zusammenarbeiten. Der 
besondere Kooperationsbedarf im Rahmen der kinder- und jugendpsychiatrischen 
Versorgung soll berücksichtigt werden. Eine Moderation dieses Prozesses zur 
Versorgungsentwicklung durch die Stadt- und Landkreise im Rahmen ihrer 
bestehenden Zuständigkeit für die kommunale Sozialplanung wird vor dem 
Hintergrund der positiven Erfahrungen bestehender Verbünde empfohlen. 

§ 9 
Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sowie 
Informations-, Beratungs- und Beschwerdestellen 

(1) Die Stadt- und Landkreise bestellen unabhängige Patientenfürsprecherinnen und 
-fürsprecher. Die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher prüfen Anregungen 
und Beschwerden von Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 und deren 
Angehörigen und wirken in Zusammenarbeit mit den Betroffenen auf eine 
Problemlösung hin. Bei Bedarf vermitteln sie zwischen den Betroffenen und der 
stationären, teilstationären oder ambulanten psychiatrischen Versorgungseinrichtung 
für psychisch Kranke. Voraussetzung für die Übernahme der Tätigkeit sind 
Kenntnisse über Behandlungs- und Versorgungssysteme für Menschen mit 
psychischen Erkrankungen. 

(2) Die Patientenfürsprecherin oder der -fürsprecher ist Mitglied eines unabhängigen 
Gremiums auf Ebene der Stadt- und Landkreise (Informations-, Beratungs- und 
Beschwerdestelle). Kreisüberschreitende Kooperationen sind möglich. Die 
Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle soll sich aus mindestens einer 
Vertretung der Psychiatrie-Erfahrenen, der Angehörigen sowie einer Person mit 
professionellem Hintergrund im psychiatrischen Versorgungssystem 
zusammensetzen. Sie soll eng mit dem Gemeindepsychiatrischen Verbund 
zusammenarbeiten. Die Mitglieder der Informations-, Beratungs- und 
Beschwerdestellen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Tätigkeit erfolgt im 
Wege des Ehrenamts, soweit nicht der Stadt- oder Landkreis auf freiwilliger Basis 
eine anderweitige Einbindung insbesondere in bereits vorhandene Strukturen 
vorsieht. Im Übrigen finden die §§ 11 bis 16 der Landkreisordnung sowie die §§ 15 
bis 19 der Gemeindeordnung Anwendung. 

(3) Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 und deren Angehörige können sich mit 
Anregungen und Beschwerden wahlweise an die Patientenfürsprecherin oder den -



 

 

fürsprecher oder die Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle wenden. Die 
Eingaben werden nach Möglichkeit im Zusammenwirken aller Gremiumsmitglieder 
einer Problemlösung zugeführt, wobei die Mitglieder gleichberechtigt 
zusammenarbeiten. Eingaben, die an die Patientenfürsprecherin oder den -
fürsprecher herangetragen werden und bei denen personenbezogene Daten 
offenbart werden, dürfen nur insoweit mit den übrigen Gremiumsmitgliedern 
besprochen werden, als die betroffene Person hierzu eingewilligt hat. Des Weiteren 
gibt die Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle Auskunft über die für die 
möglichst wohnortnahe Versorgung in Betracht kommenden Hilfs- und 
Unterstützungsangebote. Die Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle erteilt 
keine Rechtsberatung. Ihre angemessene Erreichbarkeit ist sicherzustellen. Ihre 
Tätigkeit ist zu dokumentieren. 

(4) Die Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle legt der Ombudsstelle auf 
Landesebene (§ 10 Absatz 1) einen jährlichen Erfahrungsbericht vor. Kenntnisse 
über persönliche Belange, die die Mitarbeitenden der Informations-, Beratungs- und 
Beschwerdestelle im Rahmen ihrer Tätigkeit erlangt haben, dürfen nur in einer Form 
in die Berichte aufgenommen werden, die keine identifizierenden Rückschlüsse auf 
einzelne Personen zulässt, es sei denn, diese Kenntnisse sind zur Darstellung des 
Sachzusammenhangs in einem Bericht unerlässlich und die betroffene Person hat in 
die Aufnahme eingewilligt. 

 


